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1. In diesem Buch versucht Gordon
Tullock, neben seinem häufigen Ko-
Autor und Nobelpreisträger Buchanan
bekannt als einer der Mitbegründer
und Haupttheoretiker der sogenann-
ten "Neuen Politischen Ökonomie",
die Gründe für ein seiner Ansicht nach
merkwürdiges Phänomen in der ame-
rikanischen Politik offenzulegen.
Dafür nämlich, daß in der Lobby-
Tätigkeit, also der professionellen In-
teressenvertretung beim amerikani-
schen Kongreß, vergleichsweise be-
scheidene Summen bewegt werden.
Gemäß Tullocks Beobachtungen kön-
nen sich Interessengruppen durch
Aufwendung wenig spektakulärer
Lobby-Kosten gewichtige Vorteile mit
in der Regel noch gewichtigeren Ko-
stenfolgen für Budget und Gesamt-
wirtschaft sichern. Wenn aber eine In-
dustrie ~ wie in diesem Fall die von
Tullock und anderen so bezeichnete
"Rent-seeking"-Industrie hohe Erträ-
ge bei relativ geringen Aufwendungen
verspricht, dann müßte sie nach den
Schlußfolgerungen konventioneller
ökonomischer Weisheit gewaltig ex-
pandieren.

Von dieser Überlegung ausgehend,
werden nun die bewährten Argumen-
tationsmuster der "Neuen Politischen
Ökonomie" ins Feld geführt. Das
heißt, es wird untersucht, was heraus-
kommt, wenn den im politischen Be-
reich tätigen Individuen nutzenmaxi-
mierendes Verhalten unterstellt wird.

Und zwar unterstellt, in Entschei-
dungssituationen und Lebenszusam-
menhängen, welche sonst eher nicht
unter einem ökonomischen Kalkül ge-
sehen. werden. Daran kann man nun
jede Menge "außerparadigmatische"
Kritik üben, indem man die Sinnhaf-
tigkeit der Anwendung eines individu-
ellen Nutzenkalküls generell bezwei-
felt. Wir wollen uns hier vielmehr auf
"innerparadigmatische" Kritik be-
schränken. Denn in der Tat ist eine
zentrale Schwäche seiner Argumenta-
tion "innerparadigmatisch" festzuma-
chen: Es wird zuwenig exakt heraus-
gearbeitet, auf welche Weise die Betei-
ligten maximieren.

Wenn man schon annimmt, daß - um
nur ein Beispiel zu nennen - Abgeord-
nete in Parlamenten individuelle Nut-
zenmaximierer sind, dann sollte man
eine Vorstellung von der Struktur ih-
rer Maximierungsaufgabe haben.
(Welches sind ihre Nebenbedingun-
gen? Welches sind "Zwischen-Zielva-
riable"?, etc.) Denn offensichtlich sind
Parlamentarier keine direkten "mo-
netären" Maximierer. Weder verkau-
fen sie normalerweise bei Abstimmun-
gen im Parlament ihre Stimme an den
Meistbietenden, noch sind ihre Ein-
künfte als Politiker direkt aus einem
direkten monetären Maximierungs-
verhalten herzuleiten. In der an An-
thony Downs und seinem Median-
wählermodell orientierten Literatur
etwa werden Politiker oder Parteien
als Stimmenmaximierer abgebildet.
Eine polit-ökonomische Betrachtung
von Rent-Seeking und Korruption
muß selbstverständlich über diese Fik-
tion hinausgehen. Daß Politiker Wah-
len bestehen müssen, setzt aber ihrer
Beeinflußbarkeit durch Sonderinter-
essen oder gar direktem Stimmenkauf
klare Grenzen. Ein entscheidungs-
theoretisches Modell des Politiker-
Verhaltens müßte somit Wiederwahl-
Zwänge, längerfristige Aufstiegsinter-
essen und Reputation und ähnliches
als Randbedingung der Maximierung
von Größen wie dem Einkommen der
laufenden Periode berücksichtigen.
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Tullock entwickelt also keine über-
zeugende Vorstellung des Maximie-
rungsverhaltens der Beteiligten des
"Rent-Seeking". Dennoch ist es loh-
nend, sich von Tullocks Überlegungen
anregen zu lassen - denn anregend und
voll von Ideen sind Tullocks Schriften
allemal. Allerdings bleiben seine Aus-
führungen in diesem Buch weitgehend
das, was die Überschrift zum zweiten
Teil verheißt, nämlich "Zufällige Ge-
danken". Meist wird nicht allzuviel
Mühe darauf verwendet, Argumente
stringent zu Ende zu denken oder die
einzelnen Einsichten in Beziehung zu
einer kohärenten Theorie des politi-
schen Prozesses zu setzen. Auch ver-
stellt die hemdsärmelig-selbstver-
ständliche Art, wie auf die "ökonomi-
sche Theorie der Politik" als Referenz-
Paradigma zurückgegriffen wird, si-
cher den Blick auf manches Interes-
sante. Dennoch bleibt Tullock das
Verdienst, eine Türe aufgestoßen zu
haben.

II. Zentrale Bedeutung für seine Ar-
gumentation in bezug auf das Ausmaß
von "Rent-seeking" ist die "rationale
Uninformiertheit" der Wähler. Diese
Überlegung gehört bekanntlich zum
Standardrepertoire der sogenannten
"Ökonomischen Theorie der Politik".
Da die Wahrscheinlichkeit, für den
Ausgang einer Wahl entscheidend zu
sein, verschwindend gering ist, lohnt
es sich für den einzelnen nicht, erheb-
lichen Aufwand für eine "richtige"
Wahlentscheidung zu treiben. Der
durchschnittliche "rationale" Wähler
wird daher, wenn er überhaupt zur
Wahl geht, schlecht informiert sein -
sofern Politik nicht sein "Hobby" ist.
Schlecht informiert sein heißt in erster
Linie, daß man vor allem jenen Aspek-
ten der Politik Aufmerksamkeit
schenkt, die einen gewissen Unterhal-
tungswert besitzen, nämlich Skanda-
len und Personen. Diese Art der Unin-
formiertheit ist es letztlich, welche den
Spielraum für die Politik der Interes-
sengruppen schafft, aber auch be-
grenzt. Sie schafft diesen Spielraum,
weil die ökonomischen Zusammen-
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hänge schwer durchschaubar sind, auf
denen die Renten vieler Gruppen be-
ruhen. Sie begrenzt ihn aber, weil sie
direkte Renten-Zahlungen an be-
stimmte Gruppen nahezu unmöglich
machen. Denn diese sind leicht nach-
vollziehbar und eignen sich dazu, von
unterhaltungsorientierten Medien als
neiderweckendes Skandalon dargebo-
ten zu werden.

Interessant und zu weiterführenden
Gedanken anregend ist in diesem Zu-
sammenhang die Begründung, wes-
halb Interessengruppen sich typi-
scherweise nicht um direkte Tranfers
bemühen, sondern um die Subvention
von Produktions aktivitäten. Tullock
weist hier auf die Aversion der ameri-
kanischen Landwirtschaft gegen sol-
che Direktzahlungen hin, die sich in
diesem Punkt genauso wie die eu-
ropäischen und österreichischen Stan-
desvertretungen verhalten.

Noch schwieriger als in der Subven-
tion von Produktionsaktivitäten ist
freilich, vom Wähler Rent-seeking zu
orten, welches über gesetzliche Regu-
lierung des Wirtschafts ablaufes orga-
nisiert ist.

Ein hervorragendes (von Tullock
nicht genanntes) Beispiel für die Auf-
fälligkeit direkter monetärer Trans-
fers ist die Arbeitslosenversicherung.
Gewiß bietet diese Institution die
Möglichkeit zu "Rent-seeking" von
Personen, die in Wirklichkeit "freiwil-
lig arbeitslos" sind. Dessen Ausmaß
dürfte aber verschwindend gering
sein, und zwar nicht nur wegen der
großen Zahl unfreiwillig Arbeitsloser,
sondern auch gemessen am Umfang
anderer Rent-seeking-Aktivi tä ten.
Trotzdem scheint sich die Arbeitslo-
senversicherung sehr gut als Objekt
der politischen Polemik zu eignen,
denn den dauerurlaubenden Tachinie-
rer kann man sich eben plastisch vor-
stellen (und wenn nicht, dann gibt es
Mittel und Wege, diese Vorstellungs-
kraft zu mobilisieren). Weit weniger
publikumswirksam sind Renten, die
eventuell im Reinheitsgebot für die
Bierbrauer oder in der Regulierung
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des Zugangs zu gewissen freien Beru-
fen stecken.

III. An anderen Stellen wird
Tullocks Argumentation indessen
recht konfus. Im dritten Kapitel etwa
stellt er die Frage nach den Wohl-
fahrtskosten ineffizienter Politikmaß-
nahmen, w~lche aufgrund von
Wählerpräferenzen zustandegekom-
men sind. Gewiß ist der Umstand, daß
wenig reflektierte und uninformierte
Wähler relativ weittragende Entwick-
lungen hervorrufen können, ein in-
härentes Problem der Demokratie. Die
Konsequenz daraus muß aber sein, In-
formation in ihrer Eigenschaft als öf-
fentliches Gut zu erkennen. Aus dieser
Eigenschaft folgt, daß das Gleichge-
wicht in einem Konkurrenzmarkt
durch zu wenig "gute" Information
gekennzeichnet ist - und eine geeigne-
te Subvention von Information daher
Pareto- Effizienzverbesserungen er-
laubt. Statt solchen Überlegungen,
welche die "Theorie" der rationalen
Uninformiertheit der Wähler ja im
Grunde impliziert, spekuliert Tullock
darüber, ob man aus der Zustimmung
der Wähler zu einer bestimmten Poli-
tik nicht per se - qua Konsumenten-
souveränität - schon ableiten könne,
daß diese Politik trotz ihrer Ineffizienz
eben wünschenswert sei. Freilich be-
antwortet er diese Frage weder positiv
noch negativ. Es soll nicht bestritten
werden, daß hinter den auf diese Wei-
se aufgeworfenen Fragen wichtige
Probleme stecken. Zu diesen dringt er
allerdings kaum vor, weil er positive
und normative Aspekte in einer Weise
vermischt, welche auch seine (im ein-
zelnen vielleicht immerhin nicht ganz
witzlosen) impressionistischen Argu-
mentationsfragmente entwertet. Denn
betrachten wir die Situation, in wel-
che Tullock uns führt: Es gibt eine Po-
litik A, von der wir wissen, daß sie der
Gesellschaft höhere Wohlfahrt be-
schert als die alternative Politik B. A
würde, wie wir überdies wissen, von
den Wählern gewählt, wenn sie wohl-
informiert wären, was sie aber nicht
sind. Deshalb wird B gewählt. Es ist
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ganz klar, daß unter diesen Prämissen
nicht ernsthaft argumentiert werden
kann, daß der Umstand, daß B von den
Wählern gewählt wird, in irgendeiner
Weise die Wohlfahrtswirkungen von B
relativ zu A steigert. Es mag Situatio-
nen geben, wo man keine andere Wahl
hat, als Nutzen aus "revealed prefe-
rences" abzuleiten. Im vorliegenden
Fall ist dies aber blanker Unfug, weil
ja angenommen wird, daß wir die
"wahren Präferenzen" kennen. Auf
der normativen Ebene gibt es also
nichts zu spekulieren, so wie die Dinge
liegen. Auf der positiven Ebene frei-
lich kann man nach Ursachen suchen,
weshalb in der Gesellschaft keine aus-
reichenden Kräfte wirken, welche zur
Wahl der besseren Politik A durch ver-
besserte Information führen würden
(denn die Existenz von Möglichkeiten,
sich zu verbessern, ruft nach einer
verbrei teten sozial wissenschaftlichen
Vorstellung im Prinzip solche Kräfte
auf den Plan). Und als positive Er-
klärung bieten Tullocks Überlegungen
hier nicht viel.

VI. Sehr interessant sind dagegen
die im Schlußkapitel versammelten
Bemerkungen. Sie sind der Frage ge-
widmet, wovon es abhängt, ob und in
welchem Ausmaß Rent-seeking seine
verderblichen Wirkungen in einer Ge-
sellschaft entfalten kann. Diese Frage
ist insbesondere im Zusammenhang
der Reformbewegung im Sowjetsozia-
lismus sowie der Unterentwicklung in
der Dritten Welt von Bedeutung. In
den letztgenannten Ländern hat ja
nach verbreiteter Ansicht der über-
bordende Einfluß mächtiger Interes-
sengruppen einen lähmenden Einfluß
auf die soziale und wirtschaftliche Dy-
namik. Für die ersteren ist eine solche
Entwicklung als latente Gefahr prä-
sent, welche die Herausbildung einer
funktionstüchtigen Ordnung bedroht.
Tullock liefert auch dazu weniger aus-
formulierte Modelle als interessante
Einzelbeobachtungen und Gedanken.
Auch sie vermögen allerdings den et-
was hochtrabenden Titel des Buches
nicht zu rechtfertigen, welcher auf ei-
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ne umfassende und integrierte Dar-
stellung oder Einführung hinweist.
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Und eine solche zu sein, kann dieses
Buch wirklich nicht beanspruchen.

Richard Sturn


